
Polizei  räumt  illegales
linksextremes Wohncamp „Köpi“
in Mitte
BERLIN – Die Polizei hat am Morgen mit der Räumung eines
linksautonomen Wagencamps mit der Bezeichnung «Köpi» im Bezirk
Mitte begonnen.

Die Beamten versuchten, mit technischem Gerät auf das Gelände
an der Köpenicker Straße vorzurücken, auf dem sich Bewohner
hinter einem hohen Zaun verschanzt hatten. Dies teilte die
Polizei auf Twitter mit.
Vorher  war  es  zu  Auseinandersetzungen  zwischen
Gegendemonstranten und der Polizei rund um das abgesperrte
Gelände gekommen. Reporter vor Ort beobachteten, wie Beamte
und Unterstützer des Projekts aneinander gerieten. Die Polizei
hatte  in  Seitenstraßen  Hunderte  Beamte  und  Räumgerät
zusammengezogen.

Auf hohen Bäumen auf dem sogenannten Köpi-Platz waren vor der
Räumung Personen zu sehen. Eine Sprecherin des Projekts rief
vor Beginn der Polizeiaktion per Megaphon, ein Vormarsch auf
das Gelände würde Menschenleben gefährden. Man lasse sich «das
nicht gefallen», sagte sie und beschimpfte die Polizei. Vom
Gelände stieg auch Rauch auf.

Das Wagencamp auf einem Gelände an der Köpenicker Straße gilt
als  eines  der  letzten  Symbolprojekte  der  linken  Szene  in
Berlin. Auf dem rund 2600 Quadratmeter großen Grundstück neben
einem 1990 besetzten Haus am ehemaligen Mauerstreifen wohnen
etwa 30 Menschen in Bauwagen. Der Grundstückseigentümer hatte
mit Hinweis auf eine Baugenehmigung im Juni erfolgreich auf
Räumung geklagt. Einen Eilantrag der Bewohner zum Stopp der
Zwangsvollstreckung  wies  das  Berliner  Kammergericht  am
Mittwoch ab.
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Immer  wieder  Randale:  Jetzt
macht  Bezirk  Mitte  abends
einen Park zu
MITTE   –  Mehrfach  hat  es  während  der  Corona-Pandemie  im
Berliner  James-Simon-Park  gegenüber  der  Museumsinsel
Auseinandersetzungen  zwischen  feiernden  Besuchern  und
Polizisten  gegeben.  Manchmal  dauerten  sie  bis  in  die
Morgenstunden. Damit soll nun Schluss sein.Der Bezirk Mitte
greift durch: Der Besuch des Parks ist ab Freitag nach 20 Uhr
nicht mehr erlaubt. Wer sich nicht daran hält, riskiere ein
Bußgeld, sagte der Bezirksbürgermeister Stephan von Dassel am
Donnerstag.
Der Bezirk erlasse eine entsprechende Allgemeinverfügung, die
am Freitag in Kraft treten soll, sagte der Grünen-Politiker.
Von Dassel hatte diese Pläne am Mittwochabend auf Twitter
angekündigt und dabei auch mitgeteilt, die in den S-Bahnbögen
am Park ansässigen Gaststätten seien dringend gebeten worden,
keinen Alkohol zum Mitnehmen zu verkaufen. Künftig will der
Bezirk  außerdem  darauf  achten,  dass  das  in  der
Infektionsschutzverordnung festgelegte Alkoholverbot im James-
Simon-Park eingehalten wird.

Mehr Streifen im Park
Von Dassel kündigte an, das Bezirksamt werde mehrere Streifen
zu Kontrollen in den Park schicken. Sie sollen nicht erst um
20 Uhr dort aufkreuzen, sondern Besucher bereits vorher auf
die neuen Regeln hinweisen. «Je voller und je aggressiver es
wird, umso mehr muss durch Polizei ergänzt werden», sagte von
Dassel. Wer nach 20 Uhr noch im Park angetroffen werde, müsse
mit einem Bußgeld ab 25 Euro rechnen. Je nach Schwere des
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Delikts könne es aber auch deutlich höher ausfallen. Eine
Umzäunung sei zunächst nicht geplant.

Erst am vergangenen Wochenende wurden Polizisten mit Flaschen
und  Steinen  beworfen.  In  dem  kleinen  Park,  in  dem  sich
zeitweise rund 2500 Besucher drängten, wurden in der Nacht zum
Sonntag 19 Polizisten verletzt.

Vorbilder in Frankreich und England
Berlin folgt damit dem Beispiel anderer europäischer Länder.
In Frankreich etwa sind viele Parks generell nachts nicht
zugänglich,  andere  waren  in  der  Corona-Pandemie
zwischenzeitlich  ganz  geschlossen.  In  England  sind  Parks
häufig umzäunt und werden nach Sonnenuntergang abgeschlossen.
In  der  Corona-Pandemie,  in  der  viele  Stadtbewohner  ihre
Grünflächen neu schätzen lernten, gab es mehrere «Respect Your
Local Park»-Kampagnen, die dazu aufriefen, Müll mitzunehmen
und sich anderen gegenüber respektvoll zu verhalten.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat die Ankündigung des
Bezirks  grundsätzlich  begrüßt.  Berlins  CDU-Fraktionschef
Burkard Dregger hingegen zeigte sich skeptisch. «Wir warnen
vor unüberlegten Schnellschüssen im James-Simon-Park», sagte
er der Deutschen Presse-Agentur. «Wie viele Grünanlagen will
Herr  von  Dassel  noch  sperren,  in  die  Party-Besucher  dann
abwandern könnten?»

93  verletzte  Polizisten  in
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Berlin:  59  Festnahmen  nach
Gewalt-Demo der Hamas-Freunde
BERLIN – Bei der propalästinensischen Demonstration in Berlin-
Neukölln sind am Samstag 93 Polizisten verletzt worden.Wie die
Berliner  Polizei  mitteilte,  wurden  insgesamt  59  Menschen
festgenommen  –  unter  anderem  wegen  schweren
Landfriedensbruchs,  gefährlicher  Körperverletzung,  tätlicher
Angriffe auf Vollstreckungsbeamte sowie Gefangenenbefreiung.
Bei weiteren 150 Menschen seien die Identität festgestellt und
Anzeigen gestellt worden.
Bei den vier angekündigten Demonstrationen gegen das Vorgehen
Israels im Gaza-Krieg seien insgesamt rund 900 Einsatzkräfte
im  Dienst  gewesen.  Auf  der  Sonnenallee  war  es  zu  Gewalt
gekommen, nachdem die Polizei die Versammlung wegen Verstößen
gegen die Corona-Hygieneregeln für aufgelöst erklärt hatte.
Demonstranten widersetzten sich und warfen Steine, Flaschen
und Böller auf die Polizei, die Beamten setzten Pfefferspray
ein.

27  Wohnungen  durchsucht:
Polizei  schnappt
Juwelenräuber
BERLIN – Eine Bande Juwelenräuber ist von der Berliner Polizei
gefasst  worden.  Die  Kriminalpolizei  und
Spezialeinsatzkommandos (SEK) durchsuchten am Donnerstagmorgen
27  Wohnungen  und  andere  Räume  in  Berlin,  Brandenburg  und
Niedersachsen, wie mitgeteilt wurde.
Drei  Männer  im  Alter  von  35,  38  und  51  Jahren  wurden
verhaftet,  neun  weitere  Männer  stehen  unter  Verdacht.  Die
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Bande soll Raubüberfälle in Wohnungen, Einfamilienhäusern und
einem Juweliergeschäft begangen haben. Die Täter sollen oft
ähnlich wie Polizisten bekleidet gewesen sein. Sie sollen ihre
Opfer gefesselt und mit einer Pistole bedroht haben. Insgesamt
sollen sie Schmuck, Uhren und Geld im Wert von mehr als einer
Million Euro erbeutet haben.

An  den  Durchsuchungen  waren  300  Polizisten  beteiligt.  Die
Polizei  hatte  monatelang  ermittelt.  Die  zwölf  Verdächtigen
sind zwischen 22 bis 62 Jahren alt. Seit 2018 sollen sie sehr
gezielt  und  mit  viel  Planungsaufwand  die  Raubüberfälle
begangen  haben.  Teile  der  Beute  sollen  sie  an  ein
Juweliergeschäft  verkauft  haben.  Zudem  sollen  einige  der
Verdächtigen  versucht  haben,  in  weitere  Wohnungen
einzubrechen. Bei den Durchsuchungen an fünf Orten fand die
Polizei  auch  zwei  scharfe  Schusswaffen,  diverse
Schreckschusspistolen  und  1,5  Kilogramm  Marihuana.

Angriff  auf  Busfahrer  in
Lichtenberg
LICHTENBERG  –  Vier  Jugendliche   schlugen  vergangene  Nacht
einen Busfahrer der BVG in Lichtenberg. Gegen 1.50 Uhr machte
eine Zeugin Einsatzkräfte einer Polizei-Hundertschaft an der
Kreuzung  Frankfurter  Allee/Alfredstraße  auf  den  Angriff  in
einem Bus der Linie N65 aufmerksam.

Die Polizeieinsatzkräfte griffen sofort ein, als sie sahen,
wie sechs Personen sich um den 51-jährigen BVG-Mann sammelten
und  einer  mit  der  Faust  auf  ihn  eindrosch.  Als  sie  die
naheneden  Polizeikräfte  entdeckten,  flüchteten  die
Randalierer, ein 18- und ein 19-Jähriger konnten aber direkt
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am Ort festgenommen worden. Nach kurzer Verfolgung gelang es
auch, die anderen vier einzukassieren.

Der leicht verletzte Busfahrer sagte aus, dass das Quartett
junger  Männer  im  Bus  Bier  getrunken  und  einer  der  Gruppe
vorsätzlich eine Bierflasche zerschlagen haben soll. Daraufhin
habe er die Jugendlichen zur Rede gestellt, die ihn jedoch
sogleich mit Fäusten und Fußtritten angegriffen hätten.

Die nahm die Schläger in Gewahrsam, drei von ihnen wurden nach
Blutentnahme  und  erkennungsdienstlicher  Behandlung  später
wieder entlassen. Einzig der vermeintlich 19-Jährige bleibt in
polizeilichem  Gewahrsam.  Er  gab  falsche  Personalien  an.
Tatsächlich ist er ebenfalls erst 18 Jahre alt und wurde mit
zwei Haftbefehlen gesucht.

Ohne  Anlass:  Mann  (21)
entreißt  Mutter  (29)
Kinderwagen mit Säugling
BERLIN – Ein Mann attackierte gestern Mittag eine junge Mutter
und ihren Säugling in Mitte. Gegen 13 Uhr sprach der später
als  21-Jähriger  identifizierte  Mann  auf  der  Brückenstraße
zunächst einen Polizisten an, um diesen nach der Uhrzeit zu
fragen. Im Anschluss sprach der Mann noch weitere Passanten
an.  Dieses  Verhalten  erschien  dem  Polizeikommissar
ungewöhnlich, sodass er ihm noch einen Moment nachschaute.

Kurze  zeit  später  ging  der  21-Jährige  auf  die  29-jährige
Mutter  zu,  die  gerade  mit  ihrer  knapp  fünf  Monate  alten
Tochter  ebenfalls  auf  der  Brückenstraße  unterwegs  war.
Plötzlich und ohne erkennbaren Auslöser, stieß der Mann die
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29-Jährige zur Seite und ergriff den Kinderwagen, in dem das
kleine Mädchen lag. Im nächsten Augenblick schob er den Wagen
vom Gehweg herunter auf die Fahrradspur, in Richtung Fahrbahn.
Ein vorbeifahrendes Auto konnte knapp ausweichen. Der Polizist
rannte zum Ort des Geschehens, trennte den 21-Jährigen von dem
Kinderwagen  und  überwältigte  ihn  mit  Unterstützung  eines
Passanten. Der beruhigte auch weitere Umstehende, die über die
Festnahme ihren Unmut äußerten.

Die  junge  Mutter  konnte  den  Kinderwagen  ergreifen  und
verhindern,  dass  er  auf  die  Fahrbahn  rollt.  Weitere
Streifenwagen waren schnell vor Ort und brachten die Lage
unter Kontrolle. Der 21-Jährige wurde festgenommen. Er muss
sich  nun  wegen  des  Verdachts  der  versuchten  gefährlichen
Körperverletzung  verantworten.  Mutter  und  Tochter  blieben
unverletzt.

Foto: Symbolbild

Zufällig  illegale  Party
entdeckt  –  und  Drogen
beschlagnahmt
FRIEDRICHSHAIN  –  Einsatzkräfte  der  Polizei  Berlin  lösten
gestern Mittag in Friedrichshain eine Party auf. Gegen 13 Uhr
rief  ein  aufmerksamer  Bürger  die  Polizei  in  den
Markgrafendamm.  Beim  Betreten  mehrerer  Grundstücke  stellten
die Einsatzkräfte zunächst 36 Personen fest, welche an einer
politischen Diskussion teilnahmen. Da sich alle Anwesenden an
das  vorgelegte  Hygienekonzept  hielten,  konnte  die
Veranstaltung ohne weitere polizeiliche Maßnahmen fortgesetzt
werden.
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In einem angrenzenden Hostel nahmen die Einsatzkräfte aber
weitere  52  Personen  wahr,  die  eine  Party  feierten.  Die
Teilnehmer missachteten die vorgeschriebenen Mindestabstände
und  trugen  keinen  Mund-Nasen-Schutz.  Polizeikräfte  stellten
die Personalien aller Anwesenden fest und durchsuchten sie im
Anschluss. Dabei fanden die Einsatzkräfte diverse Medikamente
und  Drogen,  darunter  Marihuana,  Ecstasy  und  Speed,  und
beschlagnahmten  die  Substanzen.  Die  Polizisten  lösten  die
Party schließlich auf und leiteten gegen alle Anwesenden ein
Ordnungswidrigkeitenverfahren  wegen  des  Verstoßes  gegen  die
geltende Infektionsschutzverordnung ein.

77 verletzte Polizisten, 365
Festnahmen – Berlins Polizei
zieht  traurige  Bilanz  des
heißen Demo-Tages
BERLIN – Die Berliner Polizei hat einen ausführliche Bilanz
der Demonstrationen rund um die Bundestagssitzung zur Novelle
des  Infektionsschutzgesetzes  gezogen.  Berlin.jetzt
dokumentiert  die  Aussagen  der  Polizei  in  Auszügen:

„Insgesamt 19 Versammlungen wurden am gestrigen Tag durch rund
2.500 Einsatzkräften der Polizei Berlin, Bundespolizei sowie
Polizisten  aus  den  Bundesländern  Baden-Württemberg,  Bayern,
Niedersachsen,  Sachsen,  Sachsen-Anhalt,  Nordrhein-Westfalen,
Mecklenburg-Vorpommern,  Rheinland-Pfalz  und  aus  Schleswig-
Holstein betreut. Insgesamt 77 verletzte Einsatzkräfte und 365
Festnahmen  sind  die  vorläufige  Bilanz  der  gestrigen
Versammlungslage  in  Mitte.
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Anlässlich  mehrerer  Sitzungen  im  Regierungsviertel  und
Bundesrat  waren  im  Zusammenhang  mit  der  COVID-19-Krise  im
Vorfeld  21  Versammlungen  angemeldet  worden.  Mehrere
Demonstrationen wurden im Bereich des befriedeten Bezirkes am
Deutschen Bundestag bzw. im Regierungsviertel erwartet.

Die zunächst auf dem Platz der Republik angemeldete Kundgebung
„Antifaschistische  Versammlung  gegen  Querulanten  und  Feinde
der Gesellschaft“ fand auf dem Platz des 18. März mit 5.500
Teilnehmern statt.

Bereits beim „Zustrom zum Versammlungsort und auch im Verlauf
der  Demonstration“  hätten   „nahezu  sämtliche
Versammlungsteilnehmer keine Mund-Nasen-Bedeckunggetragen und
den Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten. Aufgrund
der  Vielzahl  der  Personen,  die  zwischenzeitlich  auf  9.000
anwuchs, wurde der Versammlungsbereich entlang der Straße des
17. Juni durch die Polizei Berlin erweitert. Auch das sei
nicht genutzt worden, um Mindestabstände einzuhalten. Auch auf
mehrfache  Bitten,  Apelle  und  Aufforderungen  hin,  die
Hygieneregeln einzuhalten, hätten die Versammlungsteilnehmer
nicht reagiert.

Da  die  Versammlungsleiter  nicht  in  der  Lage  waren,  die
„fortwährend bestehenden Infektionsrisiken“ einzudämmen, habe
die  Polizei  kurz  vor  zwölf  Uhr  die  Auflösungsverfügung
verkündet. Den wiederholten Weisungen, den Platz des 18. März
zu verlassen, seien die Demonstranten nicht nachgekommen. So
sei der Einsatz von Wasserwerfer „das letzte Mittel“ geblieben
(Foto). Dies sei vorher mehrfach angekündigt worden.

In der Folge hätten einzelne Gruppen aus der Demonstration
heraus die Einsatzkräfte der Polizei massiv angegriffen. So
wurde teilweise versucht, die Helme von Beamten vom Kopf zu
zerren.  Bei  einigen  Einsatzkräften  wurden  die  Helmvisiere
hochgerissen und die Angreifer haben ihnen Reizgas ins Gesicht
gesprüht. Darüber hinaus seien die Einsatzkräfte mit Flaschen,
Steinen  und  Pyrotechnik  beworfen  worden.  Sowohl  das



Fortbestehen  der  Infektionsgefahren  als  auch  die  massiven
Angriffe  gegen  Polizeibeamte  hätten  den  Einsatz  des
Wasserwerfers  erforderlich  gemcht.

Etwa 40 Personen aus der Hooligan-Szene hätten versucht,  die
Absperrlinien im Simsonweg zu durchbrechen, um in Richtung
Reichstag  zu  gelangen.  Hier  habe  die  Polizei  Reizgas
eingesetzt,  um  den  Durchbruch  durch  die  Absperrlinien  zu
verhindern.

Am Platz des 18. März hätten Gewalttäter mehrfach versucht,
einzelne Beamte „zu isolieren und in die Menschengruppe zu
ziehen“.  Während  einzelne  Tatverdächtige  durch  die
Einsatzkräfte festgenommen wurden, hätten Personen die Beamten
angegriffen,  sie   geschlagen  und  auf  sie  eingetreten.  In
mehreren   Fällen  sei  so  die  Festnahme  von  Straftätern
verhindert worden. Einzelne Personen nahmen die vor Lokalen
stehenden Stühle sowie Tische auf und hätten die Einsatzkräfte
damit beworfen.

Insgesamt wurden 257 Strafverfahren eingeleitet unter anderem
wegen  schweren  Landfriedensbruchs,  Tätlichen  Angriffs  und
versuchter Gefangenenbefreiung.

 

Schmähung  der  Polizei:  150
Strafanzeigen gegen die taz –
alle eingestellt!
BERLIN  –  Nach  der  Veröffentlichung  einer  Kolumne  mit  dem
Überschrift  „Abschaffung  der  Polizei.  All  cops  are
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berufsunfähig“ sind bei der Berliner Staatsanwaltschaft 150
Strafanzeigen gegen die linksextreme „TAZ“ eingegangen. Der
Vorwurf: Volksverhetzung und Kollektivbeleidigung der Polizei.
Nun hat die Staatsanwaltschaft alle Verfahren ohne Aufnahme
von Ermittlungen eingestellt.

Die Prüfung, so heißt es in einer Pressemitteilung, habe im
Ergebnis  ergeben,  dass  ein  solcher  Anfangsverdacht  nicht
bestehe.  145  Personen,  die  Strafanzeigen  in  dieser  Sache
erstattet  haben,  seien  die  Gründe  der  Entscheidung  im
Einzelnen dargelegt worden, „wobei dies im Fall von durch die
Kolumne direkt angesprochenen und betroffenen Polizeibeamten
mit besonderer Ausführlichkeit geschehen ist“.

Es habe geklärt werden müssen, ob die zweifellos „äußerst
abschätzige  Bewertung  der  deutschen  Polizei  bzw.  deren
Mitarbeiter“  in  der  Kolumne  vom  verfassungsrechtlich
garantierten  Recht  der  freien  Meinungsäußerung  gedeckt  und
deshalb nicht strafbar sei oder „ob sie die Grenze strafbaren
Verhaltens  überschreitet  und  die  Tatbestände  der
Volksverhetzung oder der Kollektivbeleidigung erfüllt“, heißt
es weiter.

Das  verfassungsrechtlich  garantierte  Recht  der  freien
Meinungsäußerung  gewährleiste  grundsätzliche  jedem,  seine
Meinung frei zu äußern und zu verbreiten. Trotz ihrer „äußerst
abschätzigen Bewertung“ seien die Ausführungen der Kolumne der
Einstellungsentscheidung  zufolge  noch  vom  Recht  der  freien
Meinungsäußerung gedeckt gewesen.

Eine  Meinungsäußerung  wäre  danach  nur  als  strafbare
Volksverhetzung  zu  bewerten,  wenn  nicht  eine
Auseinandersetzung in der Sache – sei es auch in satirischer
Form – sondern alleine die Beleidigung und die Schmähung im
Vordergrund  stehen  und  die  Meinungsäußerung  deshalb  als
Angriff  auf  die  Menschenwürde  zu  werten  sei.  Dabei  sei
entsprechend  den  Vorgaben  des  Bundesverfassungsgerichts  zu
berücksichtigen,  dass  auch  scharfe  und  überspitzte



Formulierungen  eine  Äußerung  noch  nicht  unzulässig  machen.
Vielmehr spricht gerade, wenn es um Beiträge zum geistigen
Meinungskampf  in  einer  die  Öffentlichkeit  wesentlich
berührenden Frage geht, die Vermutung für die Zulässigkeit der
freien Rede (BVerfGE 7, 198 (212)).

Insofern sei die Kolumne als zugespitzter Beitrag im Kontext
der aktuellen öffentlichen Diskussion zu „Polizeigewalt“ und
Rassismus innerhalb der Polizei zu sehen. Eine strafrechtlich
relevante Schmähung läge danach nur dann vor, wenn der Inhalt
der Kolumne keinen „irgendwie nachvollziehbaren Bezug mehr zu
einer sachlichen Auseinandersetzung hat und es bei ihr nur um
das grundlose Verächtlichmachen der betroffenen Personen als
solcher geht.“ (BVerfG, Beschl. V. 19.05.20 – 1 BvR 2397/19).

Der  Einstellungsentscheidung  der  Staatsanwaltschaft  Berlin
zufolge  sei  das  nicht  der  Fall.  Vor  dem  Hintergrund  der
genannten  aktuellen  politischen  und  öffentlichen  Diskussion
zur Rolle von Polizei und Polizisten in der Gesellschaft hab
die  Autorin  deshalb  die  Grenze  der  Strafbarkeit  nicht
überschritten.

Störaktionen  bei  Demo  gegen
Kindesmissbrauch  in  Berlin:
Antifa  und  Polizei  beste
Freunde?
von BORIS REITSCHUSTER

BERLIN – Vor dem “Roten Rathaus” in Berlin Mitte hat heute die
Bustour „Stoppt Kentlers Sex-Pädagogik“ Station gemacht. Als
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“rollendes  Großplakat”  gegen  Kindesmissbrauch  und  Kentlers
Sex-Pädagogik  touren  junge  Familien-Aktivisten  von
“DemoFürAlle” und “CitizenGO” mit einem orangefarbenen „Bus
der  Meinungsfreiheit“  vom  6.  bis  12.  September  durch
Deutschland.  Schon  beim  Auftakt  in  Erfurt  kam  es  zu
Gegenaktionen  aus  der  linken  Szene.  Ebenso  in  Berlin  am
Dienstag.  Unter  anderem  wurden  die  Familien-Aktivisten  von
Gegendemonstranten als “Nazis” beschimpft. Die offenbar aus
dem Antifa-Milieu kommenden Störer versuchten, die Kundgebung
mit Trillerpfeifen und Schreien zu übertönen. Es kam auch zu
Übergriffen. Linksextreme versuchten, der Rednerin Hedwig von
Beverfoerde,  Sprecherin  des  Aktionsbündnis  für  Ehe  und
Familie,  das  Mikrophon  zu  entreißen  und  einen  Stand  mit
Informations-Material umstürzten.

Ich war vor Ort und habe gefilmt. Als ich versuchte, in meinem
Livestream mit den Gegendemonstranten zu sprechen, wurde das
nach kurzer Zeit von der Polizei faktisch unterbunden. Eine
Gegendemonstrantin verfolgte mich und nahm mich aus nächster
Nähe auf, während ich filmte. Das bin ich gewöhnt und ich habe
kein  Problem  damit.  In  diesem  Moment  kam  aber
eine  Hauptkommissarin  und  wollte  mir  verbieten,  weiter
aufzunehmen – so als ob ich der Frau zu nahe gekommen wäre und
nicht umgekehrt. Die Beamtin sagte mir, meine Aufnahmen der
Antifa-Kundgebung  seien  nicht  rechtens,  weil  ich  das
 “Persönlichkeitsrecht” der Teilnehmer und das “Urheberrecht”
verletze. Sie untersagte mir auch, sich selbst aufzunehmen –
auch ein Verstoß gegen das Gesetz. Auf einer öffentlichen
Demonstration dürfen Pressevertreter filmen (über diesen Link
kommen  Sie  direkt  an  die  Stelle  im  Livestream).  Was  das
Urheberrecht mit dem Berichterstatter von einer Kundgebung zu
tun haben soll, ist mir ein Rätsel.

Ich hatte ähnliche Erfahrungen am Freitag, 28. August. bei
einer Antifa-Aktion in Berlin. Zuvor hatte ich es mehrfach
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erlebt, dass Polizisten sehr korrekt durchsetzten, dass ich
bei  Demonstrationen  aufnehmen  kann  (siehe  hier).  Warum
schützen  nun  Polizisten  die  Antifa  bzw.  Demonstranten  aus
ihrem  Umfeld  vor  Berichterstattung?  Hängt  es  von  den
politischen Sympathien der einzelnen Beamten vor Ort ab?  Oder
hat  sich  hier  der  Kurs  der  Polizei  geändert?  Am  heutigen
Dienstag hatte mir schon vorher der Einsatzleiter massiv dazu
geraten, nicht auf die Straßenseite der Gegendemonstranten zu
gehen. Eine der Beamtinnen trug nach Angaben der Familien-
Aktivisten eine Regenbogenfarbe an ihrer schusssicheren Weste
– eine klare politische Positionierung und damit bei so einem
Einsatz  unzulässig.  Insbesondere,  da  ja  auch  die
Gegendemonstranten mit Regenbogenfahnen unterwegs waren.

Ein Aktivist mit einem Anstecken “Stop Homophobia” stand eine
gefühlte  Ewigkeit  zwischen  den  Kundgebungsteilnehmern  und
zeigte  diesen  den  Stinkefinger,  ohne  dass  die  Polizei
eingriff. Auch bei einer der Störerinnen, die den Stand der
Familien-Aktivisten  angriff,  wurden  zumindest  gleich  nach
ihrem Angriff keine Personalien aufgenommen.

Thema der Bustour sind
nach  Angaben  der  Organisatoren  sind  Taten  von  Helmut
Kentler,  der  mithilfe  des  Berliner  Senats  Kinder  und
Jugendliche  in  die  „Obhut“  pädokrimineller  „Pflegeväter“
gab  (Kentler-„Experiment“)  und,  so  die  Familien-Aktivisten
“gleichzeitig  als  gefeierter  Pädagoge  jene
übergriffige  Sexualpädagogik  begründete,  die  heute
flächendeckend  in  Schulen  und  Kitas  praktiziert
wird”.  Kentlers  Forschung  und  Einfluss  auf  die  heutige
Sexualpädagogik in Schulen und Kitas können nicht von seinem
pädosexuellen  „Experiment“  getrennt  werden,  so  Hedwig  von
Beverfoerde  von  den  Organisatoren.  “Das  verbrecherische
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Experiment“ müsse restlos aufgeklärt und “die damit untrennbar
verwobene  Sexualpädagogik  konsequent  aus  Lehr-  und
Bildungsplänen,  Unterrichtsmaterialien,  Studiengängen  und
Ausbildungen entfernt werden.”

Dieser Beitrag erschien heute bereits auf dem Blog von Boris
Reitschuster.

Das komplette Interview mit Hedwig von Beverfoerde sehen Sie
hier:
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